
Ist der Begriff „Erneuerung der
Partei" eigentlich treffend? Diese
Frage warf Gregor Gysi zu Be-
ginn seines Referats auf der Er-
neuerungskonferenz auf.' In vie-
len Diskussionen und auch in
Briefen,an den Vorstand und an
das „Neue Deutschland" werde
darauf verwiesen, daß er nicht
mehr das ausdrücke, was jetzt in
der Partei nötig sei. Erneuerung
vermittle den Eindruck, daß et-
was bereits Vorhandenes neu auf-
poliert werden soll. Doch die SED
solle auf keinen Fall renoviert
werden. „Vielmehr sollte unser
Anliegen sein, die sozialistische
Idee zu befreien von allen alten
Tapeten, mit denen sie verdeckt
wurde, von jeglichem Mißbrauch
durch spießige Despoten, aber
auch von, allen Irrtümern. Wir
müssen das tun, um einen Bei-
trag zu leisten zur Durchsetzung
des Gedankens und des Weges
der Menschlichkeit aus globaler
Sicht der Lösung der Mensch-
heitsfragen."

Dafür werde eine neue Partei
gebraucht, die ein völlig anderes
Selbstverständnis als die SED
hat, die sich als eine linke Kraft
versteht, die gemeinsam mit an-
deren sozialistischen Kräften lin-
kem Ideengut verpflichtet ist.

Dann ging Gysi auf die Lage
im Lande und den Vereinigungs-
prozeß ein. Ohne Rücksicht auf
große Teile der Bevölkerung in
beiden Teilen Deutschlands sei
der Vereinigungsvertrag besie-
gelt worden, der stärker zwischen
den Bonner Parteien als mit der
DDR ausgehandelt worden sei.
„Wir werden dieses Dokument
ablehnen, weil wir uns nicht mit-
schuldig machen können am Ver-
rat an den Interessen der Bür-
der der DDR", sagte er.

Das Versprechen von Lothar
de Maiziere, keinem werde es
nach dem 1. Juli schlechter ge-
hen als vorher, erweise sich als
schlechte Satire. Allein die Zahl
der Arbeitslosen mache vieles
deutlich. Im August werde sie
mit 361286 angegeben, das ent-
spreche vier Prozent der Arbeits-
fähigen. Kurzarbeiter wurden
1 439 412 gemeldet. Nehme man
die bisherigen Angaben, denen
zufolge 90 Prozent' der Kurz-
arbeiterinnen ohne Beschäftigung
sind, ergibt sich für die DDR eine
Arbeitslosenquote von etwa 20"
Prozent. Der Anteil der Frauen
beträgt 51,6 Prozent und der der
Jugendlichen bis 25 Jahre 20
Prozent. In einigen Gebieten er-
reiche die Arbeitslosigkeit bereits
ein Mehrfaches des Durchschnitts-
wertes, so in Niesky 70 Prozent
einschließlich Kurzarbeiterinnen.

Den landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften wür-
den zwar Schulden in Höhe von
150 Mio DM gestrichen, 22 Mio
DM lägen für Anschaffungen
moderner Molkereimaschinen be-
reit, doch das sei nur ein Tropfen
auf den heißen Stein und mache
die Landwirtschaft nicht auf dem
EG-Markt konkurrenzfähig. Gysi
stellte die Frage, ob man die LPG,
die die Bauern mehrheitlich wol-
len, nur zerstören wolle, weil sie
bei einer vernünftigen Anpas-
sung dank ihrer Größe und de-
mokratischen Potenz große Aus-
sichten hätten, auf dem EG-Markt
zu bestehen, zumal die .Bonner
Agrarpolitik seit langem in eine
Sackgasse geraten sei.

„Es wird deutlich", so Gysi,
„daß viele unserer Mitbürger-
innen fürchten,, beim freien Fall
in die Marktwirtschaft Schaden
zu nehmen. Untersuchungen wei-
sen aus, daß es vor allem die Sorge
um den Arbeitsplatz ist, die die
Bürgerinnen plagt, auch die Un-
gewißheit, wie hoch ab 1991 cfie
Wohnungsmieten, die Verkehrs-
tarife, die Preise für Dienst-
leistungen usw. werden. Ich bin
gelegentlich von westlichen Jour-
nalisten gefragt worden, ob sich
die PDS über all das nicht freuen
könnte, wir seien es doch gewe-
sen, die das alles doch bis ins
Detail vorhergesagt hätten. Das
ist jedoch typisches westliches
parteipolitisches Denken, das uns
fremd bleiben sollte.

Wenn wir wirklich Sozialisten
sein wollen, können wir uns über
jede Verbesserung der Lebenslage
der Menschen nur freuen, ganz
egal, unter welcher Regierung sie
zustande kommt."

Die zu Ende gehende Aktions-
woche zeige, daß es zunehmend
besser gelingen muß, von den
nach innen gekehrten Debatten in
der Partei wegzukommen hin zur
politischen Handlungsfähigkeit.
Die PDS zeige sich etwas selbst-
bewußter und beginne, sich auf die
neuen Bedingungen einzustellen,
stellte Gysi fest und sagte: „Die
Erneuerung ist in der gesamten
Partei in Gang gekommen. Sie ist
ein außerordentlich komplizierter
und widerspruchsvoller Prozeß,
der vor allem jenen Genossinnen
und Genossen viel abverlangt, die
schon lange Zeit Mitglieder der
SED waren. Manche werden von
Selbstzweifeln geplagt, fragen, ob
denn' alles umsonst gewesen sei,
wie es kommen konnte, daß sie
solange die SED-Politik mitgetra-
gen, die ständige Disziplinierung
geduldet haben, obwohl sie spür-
ten, daß Propaganda und Realität
weit auseinander klafften. Wir
alle, die wir in der SED waren,
müssen lernen, selbstkritisch mit
unserer individuellen Geschichte
umzugehen, und dennoch sollte es
eine- kollektive Auseinanderset-
zung sein. Mir ist bewußt, daß es
gerade zur Geschichte der DDR
und zum Charakter der SED viele
Fragen gibt. Zum Beispiel: War
die DDR sozialistisch oder nicht?

War die SED reaktionär? Was
verbirgt sich hinter dem Begriff
Stalinismus?

Der Parteivorstand kann keine
Geschichtswissenschaft betreiben,
Das ist Sache der Historiker. Aber
wir müssen immer tiefer in un-
sere Geschichte eindringen, weil
wir nur dadurch in Gegenwart
und Zukunft bestehen können.
Weil ich auf der Klausurtagung
im Mai über den reaktionären
Charakter der SED gesprochen
habe und weiß, daß diese Formu-
lierung auf viel Kritik gestoßen
ist, und auch auf Unverständnis,
ein Versuch, es etwas genauer zu
formulieren:

Es ging und geht um zwei völ-
lig unterschiedliche Probleme. Es
bedarf einer ganz grundsätzlichen)
Unterscheidung und Differenzie-
rung zwischen den Idealen und(
dem praktischen Einsatz einer'
Vielzahl unserer Genossinnen und
Genossen einerseits, die im guten
Glauben an den. Sozialismus an-
getreten waren, und andererseits
um die von Indoktrination ge-
prägte und dem Volk in der Wirk-
lichkeit abgewandte Politik der
SED-Führung, die aber eben nicht
nur auf die Führung beschränkt
blieb. Die Ideale, denen wir zu
folgen glaubten, das ist das eine.
Das andere ist, was die Politik
der SED objektiv bewirkte.

Das sehen wir jetzt, auch bei
der Art des Untergangs der DDR.
Und damit müssen wir uns aus-
einandersetzen. Und da gelten nur
objektive Kriterien, nicht subjek-
tive Wünsche für die Einschätzung
der Politik dieser vergangenen
Partei.

Erneuerung der sozialistischen
Bewegungen, das greift weit über
die PDS hinaus. Sie ist also nur
möglich in der Verbindung von
Rückschau, Gegenwartsanalyse
und Voraussicht. Unser Umgang
mit der Geschichte hat vor allem
den Sinn, uns die historische Di-
mension unseres Handelns berwußt-
zumachen. Gegenwärtig befinden
wir uns auf deutschem Boden
nicht im Übergang von einer ge-
scheiterten in eine zukunftsträch-
tige Gesellschaft. Historisch gese-
hen bewegt sich trotz beachtlicher
Vitalität und Effizienz in den
hochentwickelten Industrielän-
dern die kapitalistische Markt-
wirtschaft weltweit auf ihre Weise
auch in eine Sackgasse.

Die Krise des sogenannten real
existierenden Sozialismus läutet
überhaupt die Krise der Industrie-
gesellschaft, so wie wir sie bisher
verstanden haben, ein. Ein weite-
res Jahrhundert hemmungslos
profitorientierten Wirtschaftens
ertragen weder die Gattung
Mensch noch der Planet Erde.
Hieraus leitet sich ein neues Ver-
ständnis von Fortschritt und Ge-
sellschaft, in der wir leben, ab."

Gysi forderte dazu auf, der
Meinung vieler im Lande, Poli-
tik oder Geschichte interessiere
sie nicht oder nicht mehr, mit
durchdachten Überlegungen zur
dringend notwendigen Aufarbei-
tung unserer Geschichte ent-
gegenzutreten. In der Partei, im
ganzen Land stehen wir mit der
Aufarbeitung der Geschichte noch
ganz am Anfang, betonte der
Redner. „Wir sollten allen gegen-
über sehr mißtrauisch sein, zu
welchem politischen Lager sie
sich auch zugehörig fühlen, die
schon wieder fertige Antworten
haben, statt sich erst einmal viele
Fragen zu stellen und sich lange
und gründlich um eine Antwort
zu bemühen."

Gysi erinnerte daran, daß be-
reits auf dem Außerordentlichen
Parteitag im Dezember 1989 eine
erste Stellungnahme zu den Sym-
ptomen und Ursachen der Krise
und zur Notwendigkeit einer
grundlegenden Erneuerung er-
folgte. „Dort wurde bereits aus-
gesprochen, daß es eine bis in die
zwanziger Jahre zurückreichende
stalinistische Deformation in der

linken Bewegung gibt. Sie war
charakterisiert durch den sozia-
listischen Idealen widerspre-
chende Strukturen, durch ver-
selbständigte Apparate, . durch
eine Rechtfertigungsideologie
und durch Machtmißbrauch. Dies
schlug sich nicht zuletzt in einer
Parteiauffassung und -praxis nie-
der, von der sich die PDS klar
distanziert hat.

Auf dem Außerordentlichen
Parteitag wurde aber auch diffe-
renziert: Zum einen war die SED
eine durch die Politbürokratie be-
vormundete und mißbrauchte Or-
ganisation, zum anderen war sie
eine Bewegung, in der viele über-
zeugte Sozialisten ihre politische
Heimat sahen, in deren Reihen sie
Produktives für ihre Mitbürger
zu bewirken suchten. Mit ihrem
Engagement für eine sozial ge-
rechtere, dem Frieden und dem
Antifaschismus verpflichtete Ge-
sellschaft haben viele Bürgerin-
nen der DDR ohne, aber auch mit
Parteibuch der SED eine aner-
kennenswerte Spur in, der Ge-
schichte gezogen; Das wird mit
Sicherheit angesichts des sozialen
Drucks des=-politischen- •Macht-
monopols und der Ungerechtig-
keiten der kapitalistischen Ellen-
bogengesellschaft in nicht allzu
ferner Zeit stärker ins gesell-
schaftliche und individuelle Be-
wußtsein rücken."

Im Zusammenhang mit der
Aufarbeitung der Geschichte be-
richtete der Parteivorsitzende,
daß die Schiedskommission in
Zusammenarbeit mit der Arbeits-
gruppe Opfer des Stalinismus
beim Institut für Geschichte der
Arbeiterbewegung Namen und
Schicksale von etwa 2000 Frauen,
Männern und Jugendlichen er-
faßt habe, die zu unterschiedli-
chen Zeiten und in unterschied-
lichem Ausmaß von Wdllkürmaß-
nahmen betroffen wurden. Die
Erkenntnisse seien auch bei der
Vorbereitung des Rehabilitie-
rungsgesetzes genutzt worden.
Über die Medien, durch Veran-
staltungen der PDS und des In-
stituts für Geschichte der Arbei-
terbewegung, mit bereits erschie-
nenen oder in Vorbereitung be-
findlichen Veröffentlichungen des
Dietz-Verlages haben der PDS
nahestehende oder ihr angehö-
rende Historiker einen wichtigen
Beitrag zur Aufarbeitung dieses
dunklen Kapitels geleistet und
leisten ihn weiterhin.

„Wir sind gegen die Verdrän-
gung von Geschichte, gleich ob
sie mit Wendehalsigkeit, eindi-
mensionaler Schuldzuweisung,
simpler Schwarzweißmalerei und
der Vernachlässigung objekti-
ver Zusammenhänge oder mit
selbst verordneter Vergeßlichkeit
betrieben wird. Eine Partei wie
die PDS, die mit den Strukturen,
dem politischen Kurs und jenen
Mitgliedern der alten SED gebro-
chen hat, die wirklich Schuld auf
sich geladen haben, die sich zu-
gleich aber zum Abtragen der
Schuldlasten der alten SED be-
kennt, wirkt den Verdrängungs-
effekten weit stärker entgegen, als
die unter die Fittiche der Bun-
destagsparteien geflüchteten ehe-
maligen Blockparteien. Und es ist
einfach unredlich, wenn der PDS
die Zeit nicht eingeräumt wird,
die dazu notwendig ist und die
mehr Anstrengungen erfordert
als das Formulieren von Bei-
trittserklärungen zu Westpar-
teien.

Ich meine, eigentlich braucht
man zur Aufarbeitung der Ge-
schichte alle, nicht nur die Haupt-
täter, sondern auch die Mittäter.
Und da die uns wegfusioniert
werden, haben wir es etwas
schwerer. Aber wir schaffen es
auch'allein, denke ich.

Die hier versuchte und sicher
ergänzungsbedürftige und in
manchem vielleicht auch zu kri-
tisierende Standortbestimmung
beantwortet indessen noch nicht
die Frage, wieso es zu Pervertie-
rungen innerhalb einer Bewegung
kommen konnte, die mit dem An-

spruch angetreten war, die edel-
sten Ziele, die Abschaffung der
Ausbeutung des Menschen durch
den Menschen und die Beseiti-
gung der Ausrottung des Men-
schen durch den "Menschen Wirk-
lichkeit werden zu lassen. Auch
hier sind keine vorschnellen Ant-
worten zu erwarten. Wir können
diese nur gemeinsam und allmäh-
lich finden, auch wenn die Ge-
schichte weiterrast und uns keine
Atempause gönnt."

Nach einem umfassenden Ex-
kurs in die Geschichte der deut-
schen Linken, bei dem er zahl-
reiche Fragen auf warf, deren Be-
antwortung man sich künftig
stellen muß, ging Gysi auf das
Selbstverständnis der PDS ein.
Oskar Lafontaine habe ihn vor
einigen Tagen aufgefordert zu
erklären, welche Art Partei die
PDS nun sein wolle, eine kom-
munistische oder eine sozial-
demokratische Partei. Im ersten
Falle müsse man sie bekämpfen,
im zweiten Fall sollte sich die
PDS auflösen,, denn, Sozialdemo-
kraten gebe es "bereits. Hier
scheine ein ,'Klischee durchzu-
schlagen. „Wir sind weder eine
sozialdemokratische noch eine im
bisherigen Sinne kommunistische
Partei", sagte Gysi. „Sondern wir
sind auf dem Weg zu einer mo-
dernen sozialistischen und inter-
nationalistischen demokratischen
deutschen Partei, die in Pro-
gramm und Politik an sozialisti-
schen Inhalten festhält und ihnen
auf wirksame, auf neue Weise
versucht, Nachdruck zu verlei-
hen." Wäre die SPD in Program-
matik und Politik eine sozialisti-
sche Partei, gäbe es wirklich kein
Erfordernis für die PDS. Aber
die SPD ist weit davon entfernt
und entfernt sich wohl noch wei-
ter. Es erweise sich, daß Pro-
grammatik und Politik der SPD
oft auseinanderklaffen.

Die PDS müsse ihr neues Theo-
rie-, Gesellschafts- und Politik-
verständnis deutlich machen, das
dem Marxschen Gedankengut
verpflichtet bleibt, aber auch dar-
über hinausgehe. Das verlange,
die zivilisatorischen Werte der
modernen bürgerlichen Gesell-
schaft differenziert, auch sehr
kritisch, aber ohne ideologische
Scheuklappen anzuerkennen. Ein
produktives Verhältnis dazu
schließe eine Kapitalismuskritik
in Theorie und vor allem in der
Praxis ein. Man könnte auch sa-
gen, ergänzte Gysi später, Sozia-
lismus, das ist ständige Kapita-
lismuskritik.

Als Grundwerte des demokrati-
schen Sozialismus, den die PDS
anstrebe, bezeichnete der Partei-
vorsitzende individuelle Freiheit,
soziale Gerechtigkeit und Solida-
rität, Frieden, Naturbewahrung
und Überwindung der Unterent-
wicklung.

„Unser spezifisch marxistischer
Ansatz für einen demokratischen.
Sozialismus besteht in folgendem:
Eine wirkliche freiheitliche, ge-
rechte und solidarische Gesell-
schaft ist nur denkbar, wenn die
gesellschaftlichen Beziehungen
nicht dem Diktat des Profits un-
terworfen werden. Der Weg des
demokratischen Sozialismus ist in
erster Linie ein Weg der Demo-
kratie — ein Weg zur Beförderung
der Demokratisierung der Gesell-
schaft. Wesentlich für unser pro-
grammatisches Denken ist die
Komplexität. Globale Sicht und
das Ausgehen vom Individuum
und seinen Entwicklungserforder-
nissen. "

Gysi leitete dann eine „Strate-
gie der doppelten Veränderung
und Umgestaltung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse in,
Deutschland und in den europä-
ischen Gemeinschaften" für die
90er Jahre ab. „Erstens, wir
kämpfen um einen neuen histori-
schen Kompromiß bei der Ver-
teilung der gesellschaftlichen
Macht zwischen Kapital und Ar-
beit sowie zwischen bürokrati-
schen Eliten und den Bürgern.

In seinen weiteren Ausführun-
gen ging Gysi auch auf die Bil-
dung der LINKEN LISTE/PDS für
die Bundestagswahlen ein und
auf den Entwurf des Wahlpro-
gramms, der zur Diskussion vor-
gelegt wurde. Die rücksichtslose
Anschlußpolitik der Regierung
de Maiiziere habe die PDS ge-
zwungen, sich in kürzester Zeit
darauf einzustellen, unter'gesamt-
deutschen Bedingungen Politik zu
betreiben, „ohne daibei ihre be-
sondere Verantwortung für die
Geschicke der Bürgerinnen der
dann ehemaligen DDR zu ver-
nachlässigen. Schneller, als wir
noch vor wenigen Wochen glaub-
ten, müssen wir unseren Platz in
der deutschen Linken finden und
ausfüllen. Ihr wißt, daß sich in
der BRD Linke sehr unterschied-
licher Herkunft zu einer LINKiEN
LISTE/1PDS zusammengeschlossen
haben. In der DDR hat die PDS
ihre Listen für unabhängige Lin-
ke geöffnet. Gemeinsam werden
wir in einer Listenverbindung
zum Bundestag kandidieren.

Wenn wir uns jetzt sehr inten-
siv damit beschäftigt haben, den
Entwurf eines Wahlprogramms
für die Bundestagswahl auszuar-
beiten, dann heißt das keineswegs,
daß wir die .bevorstehenden Land-
tagswahlen für weniger wichtig
halten. Ich glaube vielmehr, daß
die Diskussion über das Bundes-
tagswahlprogramm auch für die
Landtagswahlen viele Impulse
geben kann. Und daß es umge-
kehrt für die Bundestagswahlen
und unsere künftigen Aufgaben
im Gesamtdeutschland von hef-
ausragender Wichtigkeit ist, daß
wir mit starken Fraktionen in
die Landtage von zunächst fünf
der künftigen 16 Bundesländer
einziehen. Und es braucht wohl
nicht bewiesen zu werden, daß
das wichtig ist."

Gysi unterstrich, daß er den
Wahlprogrammentwurf der LIN-
KEN LISTE/PDS für einen großen
Fortschritt halte in Richtung auf
eine gemeinsame Programmatik
unterschiedlicher linker, humani-
stischer, demokratischer Kräfte in
Deutschland, für einen großen
Fortschritt auch für die Arbeit
an einer Programmatik der PDS.
„Unsere Aufgabe ist es", sagte
Gysi albschließend, „uns von nie-
manden an unserer Entwicklung
zu einer modernen sozialisti-
schen demokratischen Partei hin-
dern zu lassen. Jede Stimme für
die PDS und die LINKE LISTE/
PDS bei den Landtags- und den
gesamtdeutschen Wahlen hilft uns
in diesem Prozeß und stärkt die
Interessenvertretung unserer
Wählerinnen und unserer Nicht-
wählerlnnen. Die PDS verdient
sicherlich keine Superlative, aber
von den Parteien, die die BRD
im Rahmen des Anschlusses
annektiert, ist sie immer noch das
eindeutig Beste, was sie kriegen
kann."

Die Bemühungen in der PDS um
eine ehrliche, kritische, der Wahr-
heit verpflichtete Aufarbeitung
der Geschichte, insbesondere der
jüngeren und jüngsten Vergan-
genheit, sollten sich nicht damit
begnügen, daß sie als Gradmesser
für die Erneuerung der Partei
angesehen werden; vielmehr geht
es doch darum, die Suche nach
einem neuen historischen Selbst-
verständnis zu befördern und An-
gebote für die Bestimmung theo-
retischer Positionen und prakti-
scher Politik zu unterbreiten.
Letzterer Anspruch schien im
Arbeitskreis Geschichte zu kurz
belichtet. Geprägt wurde die Aus-
sprache vor allem von den per-
sönlichen geschichtlichen Erfah-
rungen von Mitgliedern der PDS
und ihrer Sympathisanten bzw.
ihren Erfahrungen im Umgang
mit der Geschichte. Wenn diese
auch stets nur Ausschnitte ver-
mittelten — zum Beispiel zum
Schicksal der „Umsiedler" nach
1945, zur Vereinigung von KPD
und SPD 1946, zur Verstrickung
von SED und KPD/DKP oder zur
unzureichenden, oberflächlichen
Auseinandersetzung mit dem
„ Stalinismus "I nach dem XX. Par-
teitag der KPdSU 1956 - , fügten
sie sich doch letztlich zu qinem
beredten Gesamtbild des Gesche-
hens in diesem Lande in den letz-
ten Dezennien.

Mehrere Teilnehmer benannten
Erneuerungskräfte in den Reihen
der SED, die es zu allen Zeiten
gegeben habe, die jedoch auf
Grund eigener Resignation oder
— vor allem — durch Repression
nicht wirksam werden konnten.
In diesem Zusammenhang wurde
die Frage diskutiert, ob die Zä-
sur für die Entwicklung jenes
Parteientyps, der die SED kenn-
zeichnete, im Jahr 1903 anzuset-
zen sei, mit der Formierung der
Bolschewiki innerhalb der
SDAPR. Klaus Kinner (Universi-

Vielfältig waren im Arbeitskreis
Programm und Sozialismusdis-
kussion die Streitpunkte. Zwei
seien herausgegriffen. Zunächst
das Verständnis des Begriffes So-
zialismus ist eine evolutionäre
gab es kritische Anmerkungen
zum Referat. So sei der Satz „So-
zialismus ist eine revolutionäre
Bewegung mit revolutionärem
Anspruch " eine Phrase. Auch kön-
ne Sozialismus nicht als ständige
Kapitalismuskritik bezeichnet
werden, denn das würde in logi-
scher Konsequenz bedeuten: So-
lange wir den Kapitalismus kri-
tisieren, haben wir Sozialismus.
Wir machen es uns zu leicht, so
ein weiterer Einwurf, wenn wir
einfach sagen, wir hatten in dar
DDR keinen Sozialismus. Das sei
eine sehr nationale Sicht, die Ent-
wicklungen zum Beispiel in der
Sowjetunion nicht berücksichtigt.
Der Forderung nach gründlicher
wissenschaftlicher Analyse und
exakter Definition wurde in der
Debatte entgegengesetzt: nach
langen Definitionen zu suchen, die
dann sowieso kein Arbeiter ver-
stehe, sei jetzt nicht das Wich-

tät Leipzig) erinnerte daran, daß
ab 1924 die schrittweise Stalini-
sierung der KPD erfolgte, ein
Prozeß, der seit 1928 irreversibel
wurde und der nicht nur von
außen aufgezwungen — Einfluß
der Komintern und KPdSU - ,
sondern auch von führenden
KPD-Kadern verantwortet, mit-
getragen worden ist.

In anderen Beiträgen wurde
deutlich, daß als ein Instrument
zur Unterdrückung der Demokra-
tie in der Partei und Gesellschaft
in der DDR die Ikonisierung von
Marx, Engels und Lenin gedient
habe. Den Begriff Leninismus
lehnte Lothar Herzfeldt (Hum-
boldt-Universität Berlin) als ein
Produkt des Stalinismus strikt
ab. Lenin halbe zu keiner Zeit ein
komplettes Regelwerk ausarbei-
ten wollen, sein Denken war ope-
rativ, auf die konkreten histori-
schen Bedingungen ausgerichtet,
sein Sozialismusbild nicht starr
gefügt.

Ein Fazit des zweitägigen Mei-
nungsaustausches war die Forde-
rung, bei der Bewertung histori-
scher Ereignisse und Prozesse die
objektiven Handlungsspielräume
und Kausalitäten nicht zu igno-
rieren. Jochen Cerny (AdW) ver-
wies u» a. darauf, daß Faschismus,
zweiter Weltkrieg und Besat-
zungsregime in einem untrennba-
ren Zusammenhang zu sehen
sind, ebenso wie kalter Krieg,
Spaltung Deutschlands und welt-
weite Blockbildung. Die Entwick-
lung der DDR darf nicht losge-
koppelt von den Geburtsschwä-
chen dieses Staates (politische
und wirtschaftliche Abhängigkei-
ten) und der stetigen Konfronta-
tion mit dem anderen deutschen
Staat betrachtet werden.

Letztlich zeigte die Diskussion,
daß auf dem Felde der Ge-
schichtsaufarbeitung noch viel zu-
tun bleibt.

tigste, jetzt müsse es um prakti-
kable politische Aussagen gehen,
die die Menschen erreichen.

Eine rege Debatte gab es auch
zur Kapitalismuskritik. So wurde
die Frage aufgeworfen, ob man
sagen kann: Wir wollen das Gu-
te am Kapitalismus übernehmen
und das Negative beseitigen. Die
Effizienz, das Erzielen hoher Ge-
winne, sei von den Dingen wie
Arbeitslosigkeit nicht zu trennen,
man könne nicht zwei Seiten einer
Medaille voneinander trennen.
Insofern sei es auch nicht rich-
tig, zu meinen, es gehe nicht um
eine „totale" Kritik des Kapita-
lismus. Kritik des Kapitalismus
in seinem Wesen sei total. In die-
sem Zusammenhang wurde auch
die Frage aufgeworfen, welche
Möglichkeiten es überhaupt gebe,
die Marktwirtschaft ökologisch
und sozial zu gestalten. Ohne de-
mokratische Steuerung sei das
kaum erreichbar. Auch dürfe dies
nicht nur aus nationaler Sicht ge-
schehen, die Probleme der Ent-
wicklungsländer müßten ebenso
berücksichtigt werden.

Abgeschlossen ist der Prozeß der
weiteren Demokratisierung der
PDS noch lange nicht, wenn das
überhaupt möglich und realisier-
bar sein kann oder gar wün-
schenswert wäre, so das Diskus-
sionsfazit. Die Frage, ob denn die
PDS nun mehr Partei oder mehr
Bewegung sein oder vielleicht
besser das Nützliche und Gute
aus beidem in sich aufnehmen
sollte, ist ebenso weiter zu disku-
tieren wie die nach dem Um-
gang mit Minderheiten in der
PDS. Strittig in diesem Zusam-
menhang die These einer Vertre-
terin der Frauenarbeitsgemein-
schaft LISA, daß die Arbeitsge-
meinschaft eine Minderheitsposi-
tion in der PDS einnimmt. Ist
es denn LISA allein, die Frauen-
interesse, Fragen des Feminismus >
und der Gleichstellung der Ge-
schlechter vertritt? Hier wurde
Widerspruch angemeldet. Ange-
sichts der teilweise sehr kontro-
vers geführten Debatte mahnten
mehrere Genossinnen zu mehr
Toleranz, die auch mit Freund-
lichkeit beginne im Umgang mit-
einander, zu mehr Fähigkeit und
Bereitschaft, einander wirklich zu-
zuhören, voneinander zu lernen.

Demokratisierung hat sehr viel
zu tun mit Strukturen, wobei,
dies unterstrichen viele Redner-

innen. Inhalte und Strukturen so
zusammengehen und zusammen-
passen müssen, daß man Politik
auch verwirklichen kann. Und
hier, das wurde mehrfach kritisch
angemerkt, gibt es noch hem-
mende Grenzen. Angeregt wurde,
möglichst bald zu klären, welchen
Status künftig Interessengruppen,
und Arbeitsgemeinschaften ha-
ben, ob sie nicht den Basisorga-'
nisatiorien gleichgestellt werden
sollten. Erreicht werden müßte, so
mehrere Rednerinnen, daß die
Potenzen der AG und IG auch
zurückwirken in die Basisorgani-
sationen der Wohngebiete und
nicht etwa von ihnen abheben.

Einige Forderungen, die im Ar-
beitskreis aufgemacht wurden:
Neuwahl aller Vorstände und
Präsidien möglichst bald, mehr
Transparenz in die Arbeit dieser
Gremien, Durchführung einer
Frauenkonferenz/eines Frauen-
parteitags mit bindenden Be-
schlüssen für die gesamte Partei,
Überarbeitung des Statuts, in das
das Konsensgebot des Runden
Tisches aufgenommen werden
sollte, Wahl einer Frau als zweite
Parteivorsitzende, Veröffentli-
chung auch von Gegenmeinungen,
wie die der "radikalen Linken.

Die Zukunft der Linken in
Deutschland, die PDS als linke
Oppositionspartei, Möglichkeiten
und Grenzen der UNKEN LISTE/
PDS — mit breitgespannter The-
matik ging der 4. Arbeitskreis in
die Diskussion. Nach ersten Stun-
den des Miteinander-Redens und,
zunehmend, -Debattierens zeich-
neten sich Spannungsfelder ab,
in denen sich die deutschen Lin-
ken zukünftig auf der -Suche nach
Konsens bewegen werden. Parla-
mentarischer und außerparlamen-
tarischer Kampf? Reformpartei
oder revolutionäre Bewegung?
Sich einrichten auf den Kapi-
talismus auf die Gefahr hin, op-
portunistisch zu verkommen?
Einen dritten Weg suchen, den
bisläng noch keiner definieren
kann? Für Utopien kämpfen oder
es sein lassen? Fragen — hier nur
als Stichpunkte benannt.

Es fanden sich Ansätze zu
fruchtbarem Streit, es wurde über

Verständigungsschwierigkeiten
ost- und westdeutscher Linker
geredet, darüber, daß gleiche Be-
griffe mit unterschiedlichen In-
halten belegt werden, und über
Toleranz. Gerade bei Letztge-

nanntem zeigte sich, welch schwie-
rige Gratwanderung es künftig
sein wird, tolerant zu sein, im-
mer links und immer plurali-
stisch. Splitter aus der Diskus-
sion: „Wir müssen uns klar ma-
chen, daß unsere pragmatische
Politik nur Sterbehilfe sein wird,
wenn wir nicht die globalen
Menschheitsprobleme lösen." ̂ (Lin-
ke Politik ; muß von Realitäten
ausgehen, aber sie darf die Reali-
täten nicht als unveränderbar an-
sehen."

„Diese LINKE LISTE/PDS ist
ein streitbares Angebot, eine
Chance der Erneuerung, eine
Hoffnung, daß es in Deutschland
eine linke Opposition geben
wird." Auch diese Diskussion des
vergangenen Wochenendes ist
eine Hoffnung. Ein ganz kleiner
Schritt, aber eben doch ein Schritt
aufeinander zu, in Richtung Ak-
zeptanz und Tätigwerden.

Helga Königsdorf benannte es
in ihrem Diskussionsbeitrag- so:
„Wir müssen lernen, mit der
Vielfalt zu leben und konflikt-
fähig zu werden."

Demokratie in der Produktion
und bei der Bestimmung der
langfristigen wissenschaftlich-
technischen industriellen und
Konsumentwicklungen und auf
den so sehr verschiedenen Ebenen
von Betrieb, Kommune, Bundes-
land, Staat und EG haben dabei
Vorrang.

Zweitens, wir müssen uns die
Chance erkämpfen, uns von den
Zwängen der oftmals aufgezwun-
genen Bedürfnisse einer ökono-
miebeherrschten Leistungs- und
Konsumgesellschaft frei zu ma-
chen. Dazu gehören Arbeitszeit-
verkürzungen und eine solche
Verteilung der Arbeit und den
freien Zeit, daß dabei ein Mehr an
freier, individueller und kollekti-
ver Lebensgestaltung auch außer-
halb der Arbeit möglich wird. Mit
alternativen Lebensformen muß
massenhaft experimentiert wer-
den können. Nicht der Kahlschlag
von Kultur und Sport, sondern
ihre bevorzugte Entwicklung ist
eine der Bedingungen kreativer
Entwicklung der Gesellschaft."

Arbeitslosenquote in
der DDR beträgt
praktisch 20 Prozent

In Geschichte eindringen,
um in Gegenwart und
Zukunft bestehen zu können

Retiabilitierungsgesetz
mit vorbereitet

Kapitalismuskritik ohne
ideologische Scheuklappen

In kürzester Zeit auf
gesamtdeutsche
Bedingungen einstellen
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Am Wochenende waren sie wieder zu sehen: Neue junge Gesichter in der PDS
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DEMOKRATIE UND GESELLSCHAFT

Parteivorsitzender Gregor Gysi auf der Erneuerungskonferenz der PDS am Wochenende Vier Arbeitskreise debattierten

Wir brauchen eine neue, moderne, Partei als linke Kraft I. Geschichtsaufarbeitung

2. Programm

3. PDS-Demokratisierung

4. Zukunft der Linken


